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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 130  

 

vom 15. Dezember 1919. 

 

Anwesend: 

Die Staatssekretäre E l d e r s c h, Dr. E l l e n b o g e n, H a n u s c h, Dr. M a y r und Dr. 

R a m e k, ferner die Unterstaatssekretäre Dr. E i s 1 e r, G l ö c k e l, M i k l a s, Dr. R e s c h, 

Dr. T a n d l e r und Dr. W a i s s. 

 

Zugezogen: 

In Vertretung des Staatsamtes für Äußeres Gesandter I p p e n, in Vertretung der 

Staatssekretäre, für Finanzen Sektionschef Dr. G r i m m, für Verkehrswesen Sektionschef 

Ing. F i s c h e r, für Volksernährung Sektionschef Dr. Z e d t w i t z und für Land- und 

Forstwirtschaft Sektionschef Dr. A l t e r; 

 

ferner zu Punkt 2: Polizeipräsident S c h o b e r, Ministerialrat im Staatsamt für Finanzen Dr. 

W i l f l i n g und Militäroberintendant I. Klasse im Staatsamte für Heerwesen 

L a n z e n d ö r f e r; 

zu Punkt 6: Sektionschef im Staatsamte für Land-und Forstwirtschaft Dr. B i n d e r. 

 

Vorsitz: Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 15.00 – 18.30. 

 

Reinschrift (9 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

 

Inhalt: 

1. Verzeichnis der in der Zeit vom 1. August bis 31. Oktober l. J. auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen; 

Vorlage an die Nationalversammlung. 

2. Besoldungsübergangsgesetz für die Zivilangestellten; Bericht über die vom 

Subkomitee des Finanzausschusses beschlossenen Änderungen und über die mit 
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der Gemeinde Wien neuerlich geführten Verhandlungen. 

3. Verhandlungen des Unterrichtsamtes in Angelegenheit der in staatliche 

Verwahrung genommenen Kunstsammlung des verstorbenen Grafen Johann 

P a l l f y. 

4. Gesetzentwurf über das Dienstgesetz der Gefangenoberaufseher und 

Gefangenaufseher der Gerichtsgefängnisse und Männerstrafanstalten 

(Aufseherdienstgesetz). 

5. Bericht über die allgemeine Ernährungslage. 

6. Provisorische Regelung der Frage über die ressortmäßige Zugehörigkeit der 

tierärztlichen Hochschule in Wien. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Verzeichnis der auf Grundlage des Kriegswirtschaftlichen 

Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Entwurf des Besoldungsübergangsgesetzes (11 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Änderungen des Besoldungsübergangsgesetzes durch das 

Subkomitee des Finanzausschusses (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Verhandlungen des StA. f. Inneres und Unterricht z.Zl. 23.934-Abt. 

17a über die in staatl. Verwahrung befindlichen Kunstsammlung des verstorbenen Grafen 

Johann Palffy (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Gesetz über das Dienstverhältnis der Gefängnisaufseher der 

Gerichtsgefängnisse und Männerstrafanstalten mit Begründung (3 Seiten, gedruckt) 

 

1. 

Verzeichnis der in der Zeit vom 1. August bis 31. Oktober l. J. auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen; 

Vorlage an die Nationalversammlung. 

Der Vorsitzende ersucht um die Genehmigung des Kabinettsrates, eine Sammlung und ein 

Verzeichnis sämtlicher in der Zeit vom 1. August bis 31. Oktober l. J. auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen dem 

Präsidium der Nationalversammlung vorlegen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 

 

2. 
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Besoldungsübergangsgesetz für die Zivilangestellten; Bericht über die vom 

Subkomitee des Finanzausschusses beschlossenen Änderungen und über die mit der 

Gemeinde Wien neuerlich geführten Verhandlungen. 

Sektionschef Dr. G r i m m erstattet über die vom Subkomitee des Finanzausschusses 

beschlossenen Abänderungen der Regierungsvorlage zur vorläufigen Regelung der Besoldung 

der Zivilstaatsbeamten, Unterbeamten und Diener (Besoldungsübergangsgesetz) sowie über 

seine mit der Gemeinde Wien im Gegenstande neuerlich geführten Verhandlungen einen 

eingehenden Bericht. 

Dessen Inhalt, die sich hieran anschließende Debatte und die gefassten Beschlüsse wurden 

als streng vertraulich erklärt und sind in einem geheimen Anhange zu diesem Protokolle 

niedergelegt. 

 

3. 

Verhandlungen des Unterrichtsamtes in Angelegenheit der in staatliche 

Verwahrung genommenen Kunstsammlung des verstorbenen Grafen Johann 

P a l l f y. 

Unterstaatssekretär G 1 ö c k e l erinnert, daran, dass der vormalige d. ö. verstorbenen 

Staatsrat am 2. Dezember v. J. die vorläufige Verwahrung und Beaufsichtigung der Graf 

Johann Palffy‘schen Kunstsammlung in Wien, Wallnerstrasse 6, angeordnet habe. Im Zuge 

der Verlassenschaftsabhandlung habe das damit befasste Gericht ausgesprochen, dass die 

testamentarische Bestimmung des Verstorbenen, wonach aus seinem Wiener Palais und 

seinen Zinshäusern, sowie aus seinen in Ungarn befindlichen Vermögenschaften ein 

Fideikommiss zu bilden und die im Wiener Palais befindlichen Kunstschätze bleibend der 

Öffentlichkeit zugänglich zu machen seien, gegenstandslos geworden sei, da das 

Fideikommiss weder in Österreich noch in Ungarn errichtet werden könne. Die Erben nach 

dem Genannten hätten nunmehr geltend gemacht, dass eine Rechtsgrundlage für die 

Verfügungen des Staatsrates nicht gegeben sei. Um aber die Austragung dieser Frage zu 

beschleunigen, hätten sie sich zu einem Ausgleich bereit erklärt, der im wesentlichen darin 

bestünde, dass sie dem Staate einen Teil der Kunstschätze schenkungsweise überlassen, 

wogegen ihnen hinsichtlich der übrigen Gegenstände die unbeschränkte Bewilligung zur 

Veräußerung und auch zur Ausfuhr aus dem Staatsgebiete zu erteilen wäre. Da nach der Lage 

des Falles die auf dem erwähnten Staatsratsbeschluss beruhende Maßnahme tatsächlich einer 

rechtlichen Grundlage entbehren und angesichts der heutigen Rechtslage auf die Dauer kaum 

aufrecht erhalten werden könne, erbitte sich der sprechende Unterstaatssekretär die 
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Ermächtigung des Kabinettsrates, die vom Staatsrate seinerzeit beschlossene staatliche 

Maßnahme für den Fall rückgängig machen zu dürfen, als die Verhandlungen mit den Erben 

zu einer entsprechenden Vereinbarung führen sollten. 

Der Kabinettsrat erteilt dem Unterstaatssekretär G l ö c k e 1 die erbetene Ermächtigung 

zur Einleitung von Verhandlungen auf der vorangeführten Grundlage mit der Maßgabe, dass 

diese Verhandlungen nur im Falle eines für den Staat nachweisbar günstigen finanziellen 

Ergebnisses fortzuführen sind. 

 

4. 

Gesetzentwurf über das Dienstverhältnis der Gefangenoberaufseher und 

Gefangenaufseher der Gerichtsgefängnisse und Männerstrafanstalten (Aufseherdienstgesetz). 

Staatssekretär Dr. R a m e k erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, in der 

Nationalversammlung den Entwurf eines Gesetzes über das Dienstverhältnis der 

Gefangenoberaufseher und Gefangenaufseher der Gerichtsgefängnisse und 

Männerstrafanstalten (Aufseherdienstgesetz) einbringen zu dürfen. 

 

5. 

Bericht über die allgemeine Ernährungslage. 

Sektionschef Dr. Z e d t w i t z verweist auf den vom Kabinettsrate kürzlich geäußerten 

Wunsch, es möge zu den bevorstehenden Weihnachtsfeiertagen die volle Brot- und 

Mehlration ausgegeben werden, und führt in diesem Zusammenhange an der Hand 

statistischer Materialien aus, dass es mangels der hiezu notwendigen, augenblicklich 

greifbaren Bestände und angesichts der bestellenden ,gegenwärtig unüberbrückbaren 

Transportschwierigkeiten völlig ausgeschlossen erscheine, dem Wunsche des Kabinettsrates 

zu entsprechen. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis. 

 

6. 

Provisorische Regelung der Frage über die ressortmäßige Zugehörigkeit der tierärztlichen 

Hochschule in Wien. 

Unterstaatssekretär G 1 ö c k e l teilt mit, dass heute eine zwischenstaatsamtliche 

Besprechung in der Frage dar Unterstellung sämtlicher Schulen unter dem Staatsamt für 

Unterricht stattgefunden habe. Zu einer Einigung sei es hiebei nicht gekommen. Besonders 

dringlich erscheine jedoch die Lösung dieser Frage hinsichtlich der tierärztlichen Hochschule, 
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zumal diese bisher vom liquidierenden Kriegsministerium verwaltet worden sei und letzteres 

bekanntlich mit Ende d. J. in seiner gegenwärtigen Organisation aufgelöst werden soll. Der 

sprechende Unterstaatssekretär bitte um eine einschlägige Entscheidung des Kabinettsrates in 

dieser Angelegenheit. 

Sektionschef Dr. B i n d e r betont, dass die gegenwärtigen Zustände an der tierärztlichen 

Hochschule eine unverzügliche Entscheidung in der Frage der Zuständigkeit dringend, ja 

unaufschiebbar erscheinen lassen. Das liquidierende Kriegsministerium erkläre immer wieder, 

meritorisch belangreiche Verfügungen diesfalls nicht mehr treffen zu können. Die 

Unsicherheit der Verhältnisse bestimme eine Reihe von überaus verdienstlichen, geradezu 

unersetzlichen Lehrkräften, Berufungen ins Ausland anzunehmen. Dieser Umstand sowie 

auch Rückständigkeiten administrativer und baulicher Natur lassen ernstlich besorgen, dass 

dieses Institut zum eminenten Nachteile des Staates einen unwiederbringlichen Schaden 

erleide. Unter der ausdrücklichen Feststellung, dass die gegenwärtig allenfalls zu treffenden 

Verfügungen für den vom Staatsamte für Land- und Forstwirtschaft stets eingenommenen 

Standpunkt der Unterstellung dieser Hochschule unter das vom Redner vertretene Staatsamt 

kein Präjudiz bilden, stimme der Staatssekretär für Land- und Forstwirtschaft in Anbetracht 

der geschilderten Situation, die eine sofortige Entschließung unaufschiebbar mache, einer 

Regelung der Kompetenzfrage in der Richtung zu, dass das Unterrichtsamt in die Rechte des 

vormaligen Kriegsministeriums in organisatorischen, in Personalfragen, in Sachen der 

Festsetzung des Studienplanes, ferner in den Fragen der Anstellung von Lehrpersonen, 

eintrete, in allen diesen Angelegenheiten jedoch stets vor Erlassung diesfälliger Anordnungen 

das Einvernehmen mit dem Staatsamte für Land- und Forstwirtschaft pflege. 

Staatssekretär Dr. R a m e k pflichtet den Ausführungen des Vorredners unter 

ausdrücklicher Festlegung des rein provisorischen und für die weitere endgiltige Regelung 

absolut unpräjudizierlichen Charakters dieser Kompetenzübertragung an das Unterrichtsamt 

bei und erklärt sich für den Fall, als die jeweilige vorherige Herstellung eines Einvernehmens 

zwischen dem Unterrichts- und dem Landwirtschaftsamte seitens des Ersteren ausdrücklich 

zugestanden würde, mit einer solchen vorläufigen Lösung der Frage einverstanden. 

Nachdem Unterstaatssekretär G l ö c k e l sich mit dieser Formulierung einverstanden 

erklärt hatte, genehmigt der Kabinettsrat die vom Sektionschef Dr. B i n d e r entworfene 

Festsetzung der in Rede stehenden Kompetenzabgrenzung. 
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[KRP 130, 15. Dezember 1919, unbekannter Stenograph] 
 
130., 15. /12. 
 
Fink, Eldersch, Tandler, Ramek, Mayr, Ellenbogen, Hanusch, Resch, Miklas, Glöckel, Eisler, 
Waiss. 
Grimm, Alter, Wilfling, Lanzendörfer, Schober, Binder, Ippen, Zedtwitz, Fischer. 
 
1. 
[Fink]: Vorlage Berichte. 
 
 
2. 
Grimm: Der Ausschuß hat ein Subkomitee eingesetzt (Waber ....), [um] aus den Forderungen 

der Staatsangestellten jene herauszuschälen, die nach Ansicht des Subkomitees 
unbedingt erfüllt werden müssen, damit der angedrohte Streik ... 

1.) § 2: Von der 6. bis herunter [wird] eine Erhöhung der Gehaltsstufe verlangt 
(800 auf 1.000 etc.). Mehrerfordernis von 33 Millionen. Forderungen bezüglich der 
Unterbeamten und Diener: § 6. Ebenso [wird verlangt ein] Ausgleich mit der 
Gemeinde Wien. Die Gemeinde Wien - aus dieser Vorlage allein hat die Gemeinde 
120 Millionen Kronen als Zuschuß verlangt. 

2.) Ortszuschlag: Die Beamten und das Subkomitee [gaben eine] sehr scharfe 
Stellungnahme [ab]. Das Subkomitee [fordert] 30 %, für die 1. und 2. 20 %, für 3. und 
4. Aktivenzulagenklasse 10 %. Mehrerfordernis 33 Millionen Kronen. Dadurch würde 
das ganze System auf den Kopf gestellt. 

Mehl, Fleisch - Fett, Brot und Zucker, auch Kohle. Grundlage [ist] die 
Preissteigerung [von] 1./12. bis 31./12., rückwirkend von 15. /8. bis Ende Oktober. 
Die Wünsche der Beamten bei den gleitenden Zulagen [ergeben einen] Mehraufwand 
von 480 Millionen Kronen. 

3.) [Es wurde eine] katastrophale Forderung von Seite der Diener aufgestellt: [sie 
haben eine] 35-jährige Dienstzeit verlangt. 

4.) § 13, Übergangsbestimmungen. [Gefordert wird] die Einrechnung der gesamten 
Militär- und Aushilfsdienerdienstzeit: Erfordernis 35 Millionen. 

5.) § 16 (neu 17). Verhandlung mit Zelenka. [Er] hat die Situation als sehr ernst 
bezeichnet. Wenn die Minimalforderungen nicht erfüllt werden, wird die ganze 
Bedienstetenschaft in Streik getreten werden. 

Summe des Mehrerfordernisses: 600 Millionen. 
Bei einem Gesamteingang von 3,6 Milliarden an staatlichen Einnahmen [ist] es 

ganz unmöglich, daß der Personalaufwand, der heute 2,1 [ausmacht], sich noch um 2 
Milliarden erhöht. 

Glöckel: Wir können kaum die Verantwortung übernehmen für dieses ... Wenn wir mehr 
ausgeben, als wir einnehmen, so ist das eine Situation, der wir nicht gewachsen sind. 

Schober: § 15. Nur dann möglich, wenn man neuerlich für die einzelnen [...] (Distinktion und 
[...] Zulage). 

Eldersch: Der Fehler liegt beim zwischenstaatsamtlichen Komitee, die Ressorts haben davon 
gar nichts gewußt. 

Grimm: Um einem Streik auszuweichen [schlage ich vor]: 
1.) § 2: [Bei] der Erhöhung der Gehaltsstufe im Zusammenhang mit § 6 (bei den 

Unterbeamten 200 Kronen), könnte man soweit entgegen kommen, als es auf Seite der 
Gemeindebeamten nicht zu Weiterungen Anlaß geben würde. 50 Millionen (16 + 
32,5). 
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2.) Ortszuschlag: Zumindest die 4. Aktivenzulagenklasse ohne Ortszuschlag zu 
belassen. 

Mayr: [Ich stelle] den Antrag, Wien [bekommt] den Ortszuschlag und alle anderen nichts, 
aber der Kredit [wird] auf andere Posten aufteilt. 

Alter: Es geht niemand nach Wien. 
Miklas: 30, 20, 10. 
[Grimm]: 3.) Gleitende Zulagen [sind] vorgesehen vom 1. /11. an für Mehl, Brot, Fett und 

Zucker. Kohle, Fleisch, Kartoffel - die anderen [Artikel] sollen vom 15. /8. an 
[berücksichtigt werden]. 124 Millionen würde kosten die Rückwirkung vom 1. /11 auf 
den 1. /10. 

Glöckel: Wenn man eine Forderung ab 1. /11. - oder die Nicht-Einbeziehung der anderen 
Artikel und dafür von 16. /8. 

Eldersch: [Ich] halte das nicht für möglich. Vielleicht durch eine kleine Erhöhung des addit. 
Zuschlages. 

Eisler: Eine Differenzierung bei der gleitenden Zulage ist ausgeschlossen - also höchstens 
eine gleiche Erhöhung des Zuschlages. 

Fink: -. 
Mayr: Im Ernst kann keine Rede sein, daß man 480 Millionen zahlt. 
Beschluß: 25 % Erhöhung des addit. Zuschlages. Die Rückbeziehung auf 15. /8. [ist] nicht 

möglich. 
[Grimm]: 4.) § 13, Berücksichtigung der Gesamtdienstzeit. 
Grimm: Bis zu einem gewissen Grad könnte man entgegenkommen. Die Kosten [belaufen 

sich] geschätzt auf 33 Millionen Kronen. 
5.) § 15. 

Miklas: Diese Bestimmungen beziehen sich auch auf die Gemeinde- und Sicherheitswache, 
[man muß] das Gesetz entsprechend ergänzen. 

Beschluß: Ein noch später festzustellender Kredit. Das würde noch Konsequenzen haben auf 
die Armee (Lanzendörfer). 

Miklas: Der Kredit [ist] abzustellen auf die militärisch organisierten Wachkörper. 
Glöckel: Es wird dann schwer sein, die Forderungen der Volkswehr abzulehnen. 
Fischer: Befürchtet Rückwirkungen auf den Eisenbahndienst. 
Ramek: -. 
Fink: Für die militärisch organisierten Wachkörper wird ein später festzusetzender Betrag 

zur Verbesserung der - der Bezüge der Chargen dem Staatsamt für Inneres und 
Finanzen zur Verfügung gestellt. 

Miklas: Das wären Funktionszulagen (Teils prov., teils einrechenbar). 
[Grimm]: 6.) Das Verlangen der 35-jährigen Dienstzeit für die Unterbeamten und Diener. 

Das gehört nicht ins Gesetz. ([Es ist eine] Card[inal]-Forderung der Postdiener nach 
Angaben Zelenkas). 

Fink: [Im] Comitee ist niemand dafür, daß für die Postbeamten eine Ausnahme gemacht wird. 
 
Fink: Bezüglich der Volksbeauftragten hat man gemeint, daß man das in dasselbe Gesetz 

hinein nimmt. Titel: ".... und der Volksbeauftragten." 
II. Hauptstück: Die Volksbeauftragten. Damit wären diese Volksbeauftragten 

eingereiht -. 
III: 30.000; 9.000; 4.800; 12.000. 
68 - I. 
61 - II. 
55 - III. 

 
Fink: VGH. 



130 – 1919-12-15  8 
 

Grimm: Ist sein Verbleiben im Dienst notwendig, kann er bleiben. Die Staatsregierung kann - 
Der VGH ist auch dabei, das gilt für alle. 

Miklas: Man muß auch Rücksicht nehmen auf diejenigen, die aufgrund des 
Begünstigungsgesetzes zwangsweise in Pension gegangen sind. Auch da nicht 
generelle Bestimmung, sondern facultativ. 

 
[Fink]: Pensionisten. 
Miklas: Provisorisch muß -. 
 
 
Glöckel: Palffy. 
Grimm: Der Invent[ar]wert [ist] 372,000 wert, der effekt.[ive] Wert das 11-12fache. 

Angeboten sollen sein 50.000 Kronen. 
[Es handelt sich] lediglich [um] die Ermächtigung zur Einleitung von 

Verhandlungen, wenn diese nicht ein günstiges Ergebnis zeitigen, dann abbrechen. 
 
 
Ramek: Dienstverhältnis der Gefangenenoberaufseher .... 
Angenommen. 
 
 
Glöckel: -. 
Fink: Die Kabinettskommission ist zusammengetreten wegen der Unterstellung verschiedener 

Schulen unter das Staatsamt für Unterricht, soweit dies noch nicht der Fall ist. 
Vertreten waren Handel, Unterricht, Landwirtschaft, Soziale Verwaltung. 

[Es ist] zu keiner Einigung gekommen. Drängend ist die Frage der tierärztlichen 
Hochschule. [Das Staatsamt für] Landwirtschaft hat für eine prov.[isorische] 
Regelung Stimmung gemacht (beide Ämter zusammen). 

Glöckel: [Ich] bitte, daß das Staatsamt für Landwirtschaft seinen Standpunkt rücksichtlich 
der provisorischen Regelung klar legt. 

Binder: Der Zustand an der Hochschule läßt eine Entscheidung in dieser Frage dringend 
notwendig erscheinen. Das liqu.[idierende] Kriegsministerium kann [es] nicht mehr 
machen. Die Unsicherheit bestimmte eine Reihe von wichtigen Lehrpersonen, die 
Schule zu verlassen. Unpräj.[udiziell] dem wiederholt geäußerten Standpunkt wird das 
Staatsamt der provisorischen Regelung heute zustimmen. Das Unterrichtsamt tritt in 
die Rechte des Kriegsministeriums ein (Organisationsfragen, Personalfragen, 
Studienplan, Einstellung von Lehrpersonal, Einvernehmen mit dem 
Ackerbauministerium). 

Die endgültige Frage seinerzeit. Heute [ist] Hauptsache: Die Bedürfnisse des 
Inlandes und die Anziehungskraft auf das Ausland. Schwierigkeiten vom 
Kriegsministerium [sind] nicht zu besorgen. 

Glöckel: Antrag: [Das Staatsamt für] Unterricht übernimmt die Schule; was bisher im 
Einvernehmen mit dem Ackerbauministerium durch das Unterrichtsministerium 
gemacht wurde, bleibt aufrecht. 

Ramek: Das kann nur provisorisch gelten, aber das Landwirtschaftsamt wäre geeigneter. 
Fink: Glöckel soll [das mit] Binder besprechen. 
Glöckel: Der Lehrkörper [hat] sich für die Unterstellung unter das Unterrichtsamt 

ausgesprochen. 
 
 
Schluß ½ 7 Uhr. 
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Zedtwitz: [Es ist] der Wunsch des Kabinettsrates, daß zu Weihnachten die vollen Brot- und 

Mehlrationen ausgegeben werden mögen. Ich habe die Herren zusammenberufen und 
beraten, wie wir in den nächsten Wochen die Brot- und Mehlversorgung sichern. 
Angesichts der Transportlage werden wir die größten Schwierigkeit haben, um die 
erforderliche Menge für die Weihnachtswoche heranzuschaffen. Ich habe noch einen 
Versuch mit den Italienern zu einem sog.[enannten] Vorschußgeschäft gemacht. Wir 
haben hierbei die Unterlagen für einen Dampfer Cobe und einen weiteren Dampfer 
der in Rio rel. wird, [vorgelegt]. Die Verpfändung der Ladung war die Grundlage. 
Von Paris ist bis jetzt noch keine Weisung ergangen, daß wir aus dem Triester Lager 
über etwas verfügen können. Das Ausbleiben jeder Nachricht muß Besorgnis erregen. 
Alles geht zu langsam, dasselbe im Norden wie in Triest. 

Wenn die 3.000 Tonnen, die gegenwärtig noch in Triest lagern, angeliefert werden 
und gleichzeitig auch 2.000 Tonnen aus dem Norden kommen, dann wäre es möglich. 
Graz und Klagenfurt [sind] unterdeckt. [Ich] bitte um die Ermächtigung, daß Wien 
wenigstens [etwas] bekommt, [in] Graz Aushilfe mit Reis. 

Zur Kenntnis genommen. 
 
[Zedtwitz]: Wir werden in der Lage sein, in der künftigen Zeit etwas mehr Kart.[offel] 

auszugeben (polnische Erdäpfel). 
 
Fischer: Kohlenlieferungen sehr [...]. 
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